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W o h n u n g s e i g e n t u m s r e c h t
Wohneigentümer kann auf Unterlassung 
der Videoüberwachung seiner Woh-
nungstür klagen
Ein Wohnungseigentümer kann auf Un-
terlassung der Videoüberwachung seiner 
Wohnungstür klagen. Eine Klagebefugnis 
der Wohnungseigentümergemeinschaft 
besteht nicht, da es sich um einen Indivi-
dualanspruch des beeinträchtigten Eigen-
tümers handelt. Dies hat das Landgericht 
Frankfurt a.M. entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall hatte das 
Landgericht Frankfurt a.M. im Jahr 2023 da-
rüber zu entscheiden, ob eine Wohnungs-
eigentümerin auf Unterlassen des Aufstel-
lens von Kameras, mit denen der vor ihrer 
Wohnung befindliche Flur aufgenommen 
wird, klagen könne. Das Amtsgericht Idstein 
verneinte dies mit Blick auf die neue Ge-
setzeslage.
Das Landgericht Frankfurt a.M. entschied zu 
Gunsten der Klägerin. Zwar dürfen nach der 
neuen Gesetzeslage Wohnungseigentümer 
keine Abwehransprüche aus § 1004 BGB be-
züglich des gemeinschaftlichen Eigentums 
mehr geltend machen. Der Abwehranspruch 
stehe insofern der Wohnungseigentümer-
gemeinschaft zu. Um derartige Ansprüche 
gehe es hier aber nicht. Die Klägerin bean-
spruche das Unterlassen von Videos von ihr, 
welche sie beim Betreten und Verlassen der 
Wohnung und dem Aufenthalt im Flur zei-
gen. Derartige Ansprüche seien keine, die 
nach § 9 a Abs. 2 WEG der Wohnungseigen-

tümergemeinschaft zur Ausübung übertra-
gen seien.
Die Klägerin verfolge einen Individualan-
spruch wegen der Beeinträchtigung durch 
die Videoaufnahmen, so das Landgericht. 
Dieser Anspruch ergebe sich nicht aus dem 
gemeinschaftlichen Eigentum und sei auch 
kein solcher, der seine Rechtsgrundlage 
in dem Verhältnis der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft habe. Dass die Klägerin 
zugleich Wohnungseigentümerin ist, führe 
nicht dazu, dass die Gemeinschaft die Ab-
wehrrechte geltend machen müsse.
Landgericht Frankfurt am Main,
Beschluss vom 10.05.2023 – -13 T 33/23 –

V e r w a l t u n g s r e c h t
Kein Anspruch auf Unterhaltsvorschuss 
für ein mittels offizieller Samenspende 
gezeugtes Kind ohne rechtlichen Vater
Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg hat in drei Berufungsverfahren 
entschieden, dass eine alleinerziehende 
Mutter für ihr Kind, das unter Verwendung 
einer offiziellen Samenspende nach dem 
Samenspenderregistergesetz gezeugt wor-
den ist, keinen Anspruch auf Leistungen 
nach dem Unterhaltsvorschussgesetz hat.
Die Klägerinnen hatten sich mit ihren Be-
rufungsverfahren gegen Urteile des Ver-
waltungsgerichts gewandt, das entschie-
den hatte, Unterhaltsvorschuss sei nicht zu 
gewähren, weil dies der gesetzgeberischen 
Konzeption widerspreche, die öffentliche 
Unterhaltsleistung in erster Linie als Vor-
schuss zu zahlen und von dem säumigen 
zum Barunterhalt verpflichteten anderen 
Elternteil zurückzufordern.
Dieser Würdigung ist das Oberverwal-
tungsgericht gefolgt. Zwar habe das Kind 
nach dem Samenspenderregistergesetz 
einen Anspruch darauf, zu erfahren, wer 
sein biologischer Vater sei. Ein Rückgriff 
der Unterhaltsvorschussstelle auf den an-
deren Elternteil sei aber von vornherein 
aussichtslos, weil die mit dem Samenspen-
derregistergesetz am 1. Juli 2018 in Kraft 
getretene Regelung des 1600d Abs. 4 
BGB es ausschließe, dass der offizielle Sa-
menspender als rechtlicher Vater festge-
stellt werde.
Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 10.08.2023 – 6 B 15/22, 6 B 16/22 
und 6 B 17/22 –

V e r t r a g s r e c h t
Fluggesellschaft kann Kostenfreiheit der 
Mitnahme von Handgepäck auf Gepäck 
mit Maßen 40 cm x 30 cm x 25 cm be-
schränken
Eine Fluggesellschaft kann die kostenfreie 
Mitnahme von Handgepäck auf solche 
Gepäckstücke beschränken, die ein Maß 
von 40 cm x 30 cm x 25 cm haben. Diese 
Maße sind nicht als unangemessen anzu-
sehen. Dies hat das Kammergericht Berlin 
entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall hatte das 
Kammergericht Berlin darüber zu entschei-
den, ob eine Fluggesellschaft die Kosten-
freiheit der Mitnahme von Handgepäck 
auf solche Gepäckstücke beschränken 
darf, die ein Maß von 40 cm x 30 cm x 25 
cm haben. Das Landgericht Berlin hatte 
dies in der ersten Instanz bejaht und darin 
keinen Wettbewerbsverstoß gesehen.

Das Kammergericht Berlin bestätigte die 
Entscheidung des Landgerichts. Zwar sei 
das Handgepäck nach Rechtsprechung 
des EuGH als unverzichtbarer Bestandteil 
der Beförderung von Fluggästen anzuse-
hen, so dass für seine Beförderung kein 
Zuschlag verlangt werden dürfe, sofern 
sein Gewicht und seine Abmessungen 
vernünftigen Anforderungen entspre-
chen und die einschlägigen Sicherheits-
bestimmungen erfüllen (vgl. EuGH, Urt. v. 
18.09.2014 - C-487/12 -). Daher müssen 
die Kosten für das Handgepäck im End-
preis enthalten sein. Dies sei vorliegend 
aber der Fall. Es sei nicht ersichtlich, dass 
die von der Fluggesellschaft vorgege-
benen Maße zu gering bemessen seien 
und der Fluggast faktisch immer eine Zu-
satzleistung für Gepäck in Anspruch neh-
men müsse.
Kammergericht Berlin,
Urteil vom 25.02.2022 – 5 U 1027/20 –
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R e i s e r e c h t
Keine Hinweispflicht des Reisebüros auf 
Notwendigkeit eines Reisepasses für 
Auslandsreisen
Ein Reiseveranstalter muss Kunden nach einem 
Urteil des Amtsgerichts München nicht darauf 
hinweisen, dass für eine Reise ins Ausland ein 
gültiger Reisepass benötigt wird, da es sich um 
eine Selbstverständlichkeit handelt.

Der Kläger hatte bei dem beklagten Reiseun-
ternehmen zum Preis von 2.200 Euro eine ein-
wöchige Pauschalreise für sich und eine Mitrei-
sende im November 2022 nach Dubai gebucht. 
Mangels gültigen Reisepasses konnte der Kläger 
die Reise nicht antreten und forderte das Rei-
seunternehmen zur Rückzahlung des Reise-
preises auf. Der Kläger begründete dies damit, 
dass er durch das Reisebüro nicht explizit über 
Pass- und Visumserfordernisse oder Fristen zur 
Erlangung entsprechender Dokumente infor-
miert worden sei.
Das Amtsgericht München wies die Klage auf 
Schadensersatz mangels Verletzung von Infor-
mationspflichten ab. Die besonderen Gewähr-
leistungsrechte des Reisevertragsrechts sind 
zwar mit Abschluss des Vertrags anwendbar. Es 
besteht jedoch schon keine Informationspflicht 
der Beklagten als Reiseveranstalter über das Er-
fordernis des „Vorhandenseins“ eines (gültigen) 
Reisepasses. In Art. 250 § 3 Nr. 6 EGBGB findet 
sich die explizite Regelung einer vorvertraglichen 
Unterrichtungspflicht, wonach der Reiseveran-
stalter den Reisenden über „allgemeine Pass- 
und Visumserfordernisse des Bestimmungs-
landes“, einschließlich der ungefähren Fristen für 
die Erlangung von Visa informieren muss. Ist der 
Hinweis hinreichend und rechtzeitig gegeben, 
muss wiederum der Reisende entsprechend sei-
ner Mitwirkungspflicht die erforderlichen Doku-
mente vorhalten. Der Hinweis auf die Notwen-
digkeit des „Vorhandenseins“ eines (gültigen) 
Reisepasses ist allerdings nicht umfasst, da es 
sich um eine Selbstverständlichkeit handelt.
Amtsgericht München,
Urteil vom 12.07.2023 – 171 C 3319/23 –

R e i s e r e c h t
Regen und Nebel kein Grund für vermin-
derten Reisepreis
Schlechtes Wetter am Urlaubsort ist kein Grund, 
vom Veranstalter eine Teilerstattung des Reise-
preises zu verlangen. Das hat das Landgericht 
Frankfurt entschieden.
Die Klägerin hatte für sich und ihren Partner 
eine einwöchige Pauschal-Rundreise nach 
Ecuador Ende Dezember 2021 für einen Ge-
samtpreis von rund 18.000 Euro gebucht. Nach 
Durchführung der Reise verlangte sie eine Min-
derung von rund 6.000 Euro des Reisepreises. 
Sie begründete dies insbesondere damit, bei 
einer Rundwanderung um einen laut Reisean-
kündigung „traumhaft schönen Kratersee“ sei 

von dem See wegen Nebels nichts zu sehen 
gewesen. Starkregen und Nebel hätten außer-
dem bei einer Fahrt durch die Westkordilleren 
die Aussicht auf die Landschaft verhindert. Auch 
während einer zweitätigen Durchquerung des 
Amazonas Dschungels hätte wegen des starken 
Regens von der versprochenen Tierwelt nichts 
erblickt werden können. Der auf dem Pro-
gramm stehende Besuch einer Fledermaushöh‑ 
le habe wegen Überflutung nicht stattfinden 
können. Darüber hinaus habe es in einem Hotel 
kein warmes Wasser geben. Bei einer späteren 
mehrtätigen Fahrt auf einem Katamaran sei der 
Lärm durch einen defekten Generator so er-
heblich gewesen, dass sich die Reisenden in der 
zweiten Nacht entschlossen, an Deck zu schla-
fen. Der Katamaran habe dann nicht in Santa 
Cruz, sondern in Baltra geankert und zwar mit 
Blick auf die örtliche Tankstelle und den Flugha-
fen. Schließlich sei ein Tagesausflug ausgefallen.
Das LG gab der Klage teilweise statt. Entgegen 
der Ansicht der Klägerin habe der Reisever-
anstalter zwar nicht darauf hinweisen müs-
sen, dass im Dezember in Ecuador Regenzeit 
herrscht. Denn dies hätte bereits durch eine ein-
fache Internetrecherche erkannt werden kön-
nen. Wetterbedingungen seien nicht Leistungs-
bestandteil der gebuchten Reise.
Demgegenüber erkannte das Gericht aber eine 
Minderung von 10 % des errechneten Tages-
reisepreises für den unterbliebenen Besuch 
der Fledermaushöhle, in Höhe von 20 % des 
Tagesreisepreises für die fehlende Warmwas-
serversorgung in einem Hotel, von 30 % für die 
Lärmbelästigung auf dem Katamaran und 40 
% für den entfallenen Tagesausflug sowie die 
Anfahrt von Baltra statt Santa Cruz mit Blick auf 
Tankstelle und Flughafen. Diese Reduzierungen 
der Tagesreisepreise führten zu einer Verurtei-
lung des Reiseveranstalters auf Zahlung von 
rund 800 Euro an die Klägerin.
Landgericht Frankfurt am Main,
Urteil vom 15.03.2023 – 2-24 O 102/22 –

A r b e i t s r e c h t
Grundsätzlich besteht auch bei leicht über-
durchschnittlicher Bewertung kein Anspruch 
auf eine Dankes- und Wunschformel in Ar-
beitszeugnissen
Grundsätzlich besteht auch bei leicht über-
durchschnittlicher Bewertung kein Anspruch 
auf Aufnahme einer Dankes- und Wunsch-
formel in ein Arbeitszeugnis. Eine Ausnahme 
kann bestehen, wenn der Arbeitgeber eine 
entsprechende Schlussformel standardmäßig 
in Arbeitszeugnissen verwendet. Dies hat das 
Bundesarbeitsgericht entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall klagte ein Ar-
beitnehmer im Jahr 2020 vor dem Arbeitsge-
richt Mönchengladbach auf Berichtigung eines 
Arbeitszeugnisses. Er meinte, seine frühere 
Arbeitgeberin müsse das Zeugnis mit einer 
Schlussformel versehen, in der sie ihm für die 
geleistete Arbeit dankt und ihm für die Zukunft 
alles Gute und viel Erfolg wünscht. Während 
das Arbeitsgericht die Klage abwies, gab ihr 
das Landesarbeitsgericht Düsseldorf statt. Da-
gegen richtete sich die Revision der Beklagten.
Das Bundesarbeitsgericht entschied zu Guns-
ten der Beklagten. Dem Kläger stehe aufgrund 
der erheblichen Beeinträchtigung der nega-
tiven Meinungsfreiheit der Beklagten und der 
geringen Relevanz bei der Realisierung des 
Zeugniszwecks kein Anspruch auf die ge-

wünschte Berichtigung des Arbeitszeugnisses 
zu. Ein solcher Anspruch ergebe sich bei leicht 
überdurchschnittlichen Bewertungen auch 
nicht aus dem Rücksichtnahmegebot des § 241 
Abs. 2 BGB. Es sei zu beachten, dass die Regel- 
ung zum Inhalt eines Arbeitszeugnisses durch 
§ 109 Abs. 1 Satz 2 und 3 GewO abschließend 
geregelt sei. Das Rücksichtnahmegebot könne 
nicht herangezogen werden, um abschließ- 
ende gesetzliche Regelungen zu erweitern.
Ob ein Anspruch auf Aufnahme der Schluss-
formel dann besteht, wenn der Arbeitgeber 
in den von ihm erteilten Arbeitszeugnissen 
standardmäßig entsprechende Schlussformeln 
verwendet, hielt das Bundesarbeitsgericht für 
offen. Ein solcher Fall lag hier nämlich nicht vor.
Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 25.01.2022 – 9 AZR 146/21 –

M i e t r e c h t
Vermieter muss Untervermietung eines Zim-
mers der Wohnung an Flüchtling erlauben
Die Untervermietung eines Zimmers der Woh-
nung stellt ein berechtigtes Interesse des Mieters 
im Sinne von § 553 Abs. 1 BGB dar, so dass ein 
Vermieter grundsätzlich einer solchen Unterver-
mietung zustimmen muss. Dies hat das Landge-
richt Berlin entschieden. 
Die Mieterin einer Wohnung in Berlin bat im April 
2022 ihre Vermieterin um Zustimmung der Un-
tervermietung eines Zimmers ihrer Wohnung an 
einer Geflüchteten aus dem ukrainischen Kriegs-
gebiet. Da die Vermieterin ihre Zustimmung ver-
weigerte, erhob die Mieterin Klage. Das Amtsge-
richt Berlin-Wedding wies die Klage ab. Dagegen 
richtete sich die Berufung der Mieterin. 
Das Landgericht Berlin entschied zu Gunsten der 
Mieterin. Ihr stehe gemäß § 553 Abs. 1 BGB ein 
Anspruch auf Erlaubnis zur Untervermietung zu. 
Nach der Rechtsprechung des BGH sei ein In-
teresse des Mieters an einer Untervermietung 
schon dann anzunehmen, wenn ihm vernünftige 
Gründe zur Seite stehen, die seinen Wunsch nach 
Überlassung eines Teiles der Wohnung an Dritte 
nachvollziehbar erscheinen lassen. Als berechtigt 
im Sinne der Vorschrift sei jedes höchstpersön-
liche Interesse des Mieters von nicht ganz uner-
heblichem Gewicht anzusehen, das mit der gel-
tenden Rechts- und Sozialordnung in Einklang 
steht.
Nach Auffassung des Landgerichts sei wohl 
kaum ein Interesse als höchstpersönlicher anzu-
sehen als das, sein Privatleben und Handeln nach 
den eigenen ethischen Grundüberzeugungen 
auszurichten und somit Flüchtlinge aufnehmen 
zu wollen. Soweit vertreten wird, dass allgemeine 
humanitäre Erwägungen oder Interessen nicht 
ausreichen sollen, weil es sich immer um ein Inte- 
resse gerade des Mieters selbst handeln müsse, 
hielt das Landgericht dem entgegen, dass 
sich der Bezug zum Mieter ohne Weiteres 
daraus ergibt, dass sein Wunsch auf eige-
nen persönlichen ethischen Grundüberzeu-
gungen beruht.
Landgericht Berlin,
Urteil vom 06.06.2023 – 65 S 39/23 –
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